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01 Nocebo macht krank 

 

Der Placebo-Effekt ist uns sehr geläufig. Darunter versteht man, dass man an die 

heilende Wirkung eines Medikaments glaubt. Der Glaube daran setzt Selbsthei-

lungskräfte in Gang  und so können  völlig wirkstofffreie Medikamente, also reine 

Zuckerpillen, eine Genesung bedingen. 

Leider gibt es auch den gegenteiligen Effekt, den Nocebo. Wissenschaftler konnten 

jetzt  nachweisen, dass  in den Beipackzetteln beschriebene Nebenwirkungen bei 

Patienten auftreten, die nur Zuckertabletten appliziert bekamen. Placebo und 

Nocebo rufen Symptome hervor, die nicht nur auf Einbildung beruhen, denn beide 

bedingen nachweisliche neurologische Veränderungen in bestimmten Gehirnbezir-

ken. Deshalb immer positiv denken. 
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(www.focus.de) 

02 Organspende wird neu geregelt 

 

Am Donnerstag, den 24.11.11, einigten sich die Bundestagsfraktionen auf eine Neu-

regelung der Organspende. Grund für die Neuregelung ist der eklatante Mangel an 

geeigneten Spenderorganen. Die Fraktionen einigten sich auf die Entscheidungslö-

sung und hoffen dadurch mehr Organspender zu gewinnen. Die Entscheidung für 

oder gegen eine Organspende soll jedes Jahr erneut abgefragt werden. Angedacht 

ist, diese Entscheidung mit dem Versand der Versichertenkarte durchzuführen. Or-

ganspenden können Leben retten. 

 

(Pressebericht der Regierung) 

 

 

03 Private Krankenversicherung Central erhöht die Beiträge massiv 

 

Laut Handelsblatt erhöht die Central, immerhin fünftgrößte Privatkasse, für einige 

Versicherte ihre Beiträge massiv. Individuelle Anpassungen in Abhängigkeit von Ta-

rif, Geschlecht und Alter können einen bis zu 40% höheren Beitrag bedingen. 

Die Central, eine Tochter der zweitgrößten Versicherung Generali, warb massiv mit  

Niedrigstbeiträgen um die 150 € pro Mitglied. Teilweise wurden die Risiken falsch 

berechnet und teilweise zahlten die Neukunden ihre Beiträge nicht, obwohl sie Leis-

tungen in Anspruch nahmen. Beide Faktoren addiert ergeben die Schieflage der pri-

vaten Krankenkasse Central. Central befindet sich in Gesellschaft mit anderen Kran-

kenkassen, die ebenfalls mit Billigtarifen auf Kundenfang gingen. 

 

(www.wirtschaft.t-onlinde.de) 

 

 

04 Grüne fordern Zwangsabgabe auf Plastiktüten 

 

„Der Plastiktüte könnte es bald an die Tragegriffe gehen“. Die Grünen wollen die 

Plastiktüte abschaffen. Als erster Schritt ist eine Umweltabgabe von 22 Cent, zusätz-

lich zum Kaufpreis, gefordert. So beschlossen es jedenfalls die Grünen auf ihrem 

Parteitag in Köln. Mit diesen Einnahmen sollen Alternativen günstiger angeboten 

werden können. Unsere Umwelt, vor allem die Weltmeere, seien durch große Men-

gen von Kunststoffen stark belastet. Außerdem werden Plastiktüten aus dem knap-

per werden Rohstoff Erdöl hergestellt. Wir wären nicht die Ersten, die Plastiktüten 

verbieten, in Italien, Bangladesch, Paris und Los Angeles ist es bereits Realität. 

 

(Mittelbayrische Zeitung vom 26.11.11) 

 

 

05 Neue Wertstofftonne im Gespräch 

 

Die Neuordnung des Abfallrechts wird ein neue Tonne zur Folge haben, in der alle 

Arten von Plastik und Metall - auch ohne grünen Punkt - gesammelt werden. Die 

www.focus.de) 
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Idee  der Wertstofftonne soll zur Belebung des Wettbewerbes zwischen privaten und 

kommunalen Entsorgern beitragen. Derzeit werden Plastik und Metall vielerorts noch 

nicht abgeholt, da die Gemeinden einen entsprechenden Abholdienst nicht organisie-

ren, sondern dafür einen Wertstoffhof einrichten. Nicht jeder Bürger entsorgt  Kunst-

stoff- und Metallabfälle ordnungsgemäß, somit geht ein großer Teil der Wertstoffe 

dem Recycling verloren. 

 

(Frankfurter Rundschau vom 28.10.11) 

 

 

06 Billig-Fisch steht hoch im Kurs 

 

Seit dem  Jahr 2000 hat sich die Pangasius-Produktion nach Angaben von WWF  

mehr als verachtfacht. Grund ist sicherlich der Preis von 4 € bis 5 € je Kilo 

Pangasius-Filet. Zum Vergleich: Für ein Kilo Lachsfilet bezahlt der Verbraucher ca. 

13 €. 

Doch sieht man hinter die Kulissen der Pangasius-Produktion, so wird einem übel. In 

stinkenden „Aqua-Kulturen“ werden durch Phosphate aufgeblähte und mit 

Antibiokagaben vorm Seuchentod gerettet Tiere herangezüchtet. Solche Aqua-

Kulturen gefährden Umwelt, Fisch und Mensch. 

 

(Nadja Kaufmann 16.11.11) 

 

 

07 Deutsche Steuergewerkschaft für Abschaffung der Abgeltungssteuer 

 

Der Bund baut eine Datei aller Kirchensteuerzahler beim Bundeszentralamt für Steu-

ern auf. Damit soll es dann ab 2014 möglich sein, dass die Kirchen die ihnen zuste-

henden Steuern aus Kapitalerträgen und Spekulationsgewinnen auch bekommen. 

Bislang gehen die Kirchen häufig leer aus, weil sich die Anleger drücken. Genaue 

Zahlen über das Kirchensteueraufkommen aus der Abgeltungssteuer gibt es nicht. 

Thomas Eigenthaler, Bundesvorsitzender der DSTG, hat im Prinzip nichts gegen die 

Kirchensteuerzahlerdatei. Er lehnt die Abgeltungssteuer grundsätzlich ab, weil diese 

Kapitalvermögen privilegiert. „Bei Arbeitnehmern und Rentnern langt der Fiskus kräf-

tig zu, in der Spitze werden bis zu 42 Prozent Steuern fällig. Aus Gewinnen aus Ka-

pitalvermögen werden grundsätzlich nur 25% Steuern fällig. Das ist nicht gerecht“, 

sagte Eigenthaler der Stuttgarter Zeitung. 

 

(dbb Aktuell Nr. 46) 

 

 

08 Medikamentengenerika und Rabatte 

 

Der Gesetzgeber erlaubte 2007 den Krankenkassen mit Pharmakonzernen Rabatte 

auszuhandeln. Besonders bei Generika (Nachahmerpräparate) sind satte Rabatte 

möglich. So schreiben Krankenkassen wie die AOK  für jeden Generika-Wirkstoff 

einzeln aus und verhandeln mit den Herstellern  hart. Der günstigste Anbieter erhält 

in der Regel den Zuschlag. Der Vorstandschef der AOK Baden-Württemberg gibt 
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offen zu, dass die Hersteller ihm ihre Pillen oft 90 Prozent unter Listenpreis anbieten. 

Dadurch kann die AOK in diesem Jahr rund 700 Millionen Euro Versichertengelder 

sparen. 

Anders ist der Weg der Barmer GEK, die größte Krankenkasse des Landes. Sie setzt 

auf Sortimentsverträge, die wie der Name schon sagt für das gesamte Sortiment ei-

nes Herstellers gelten. Da meist nur 20 Prozent Rabatt eingeräumt werden sind die-

se Verträge für die Arzneimittelhersteller äußerst lukrativ. Das Bundesversiche-

rungsamt kritisiert schon seit Jahren diese vergaberechtswidrige Praxis. 

 

(Spiegel 45/2011) 

 

09 Renten sollen um 35 Prozent steigen 

 

Unter Berufung auf den Rentenversicherungsbericht der Bundesregierung berichte-

ten die „Stuttgarter Nachrichten“, dass die gesetzliche Rente bis zum Jahr 2025 um 

35 Prozent steigen solle.  

 

Nachdem es für die Rentner von 2004 bis 2010 vier Nullrunden gab, mussten diese 

sich 2011 mit der bescheidenen Erhöhung von rund einem Prozent zufriedengeben. 

 

(Berliner Morgenpost 23.11.2011) 

 

 

IN EIGENER SACHE 

 

 

Der Seniorenverband BRH hat zwei seiner Broschüren aktualisiert, näm-

lich 

 

 

 

 

 

 

      „Ansprüche im Todesfall eines 

       Ruhestandsbeamten“ 
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und 

 

 

 

 

 

 

„Ansprüche im Todesfall eines  

Rentners“. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beide Broschüren können über die BRH-Bundesgeschäftsstelle bezogen 

werden.  

 

 


